
  

 

Kantonsrat 

Parlamentsdienste 

 
 
 
 
 

Redaktionskommission 

Antrag 
 Vom 28. November 2012 
 
 Nr. RG 183/2012 
 
 
WoV-Revision des Parlamentsrechts Teilrevision des Kantonsratsgesetzes und des 

Geschäftsreglements des Kantonsrats 

 
 
Beschlussesentwurf: 
 
Ziffer I: 
 

§  7 Absatz 1 soll lauten: 
1 Die Beratungen und Beschlussfassungen des Kantonsrates sind öffentlich, soweit der 
Kantonsrat zur Wahrung schützenswerter privater oder wichtiger öffentlicher Interessen nichts 
anderes beschliesst. Der Präsident kann zur Wahrung schützenswerter privater oder wichtiger 
öffentlicher Interessen die Ratsmitglieder anweisen, bei der Beratung und Beschlussfassung die 
Personalien, insbesondere Namen betroffener Personen, nicht zu erwähnen. 

§  7bis Absätze 1 und 3 sollen lauten: 
1 Die öffentlichen Beratungen und Beschlussfassungen werden in Echtzeit mit Bild und 
Ton ins Internet übertragen. Die Videodaten werden nicht und die Audiodaten nur zur 
Erstellung des Protokolls gespeichert. Akkreditierten Medienschaffenden kann der direkte 
Anschluss an die Audioanlage ermöglicht werden. 
3 Die Stimmabgabe der einzelnen Ratsmitglieder wird im Internet publiziert, soweit 
diese im Kantonsrat öffentlich erfolgt ist. 
4 Die zur Beratung gelangenden Vorlagen und zugehörigen Akten werden im Internet 
publiziert und den Medienvertretern zugestellt, soweit keine schützenswerten privaten oder 
wichtigen öffentlichen Interessen entgegenstehen. Im Streitfall entscheidet die Ratsleitung. 

§  31 Absatz 1 Buchstabe e soll lauten: 

e) in alle Regierungsratsbeschlüsse Einsicht nehmen, die ihren Sachbereich betreffen. 

§  34 Absätze 2 und 3 sollen lauten: 
2 Für die Erteilung von Auskünften an parlamentarische Kommissionen im Rahmen dieses 
Gesetzes müssen Behördemitglieder und Staatsbedienstete nicht vom Amtsgeheimnis 
entbunden werden. 
3 Behördemitglieder und Staatsbedienstete teilen den Kommissionsmitgliedern mit, welche 
Informationen dem Amtsgeheimnis unterstehen. 



  

 

§  37bis Absatz 1 soll lauten: 
1 Auf Antrag des Urhebers kann der Kantonsrat mit Zustimmung von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder einen Vorstoss dringlich erklären. 

§  44 Absatz 2 soll lauten: 
2 Innert 60 Tagen seit Beschlussdatum kann jedes Ratsmitglied gegen die Verordnung oder 
Verordnungsänderung schriftlich Einspruch erheben. Findet in dieser Zeit keine Session 
statt, verlängert sich die Einspruchsfrist bis zum letzten Tag der nächsten Session. Der 
Einspruch ist kurz zu begründen. 

§  45septies Sachüberschrift soll lauten: 

§  45septies Konsultation des Kantonsrates 

 
 
Ziffer II: 
 
1. 

§  18 Absatz 2 soll lauten: 
2 Der Regierungsrat erstellt die Budgetstruktur aufgrund der Beschlüsse des Kantonsrates. 
 
2. 

§  30 Absatz 2 soll lauten: 
2 Die ständigen Kommissionen orientieren sich periodisch über die Planungen oder die 
Vorarbeiten zu Vorlagen in ihrem Zuständigkeitsbereich und über das Ergebnis von 
Vernehmlassungsverfahren. Sie erhalten die Informationen des Regierungsrates gemäss § 45ter 
Absatz 1 des Kantonsratsgesetzes vom 24. September 19891) zur Information. Sie können dem 
zuständigen Departementsvorsteher jederzeit Anregungen zur Gesetzgebung oder zum 
Gesetzesvollzug unterbreiten. 

§  61 Absatz 1 soll lauten: 
1 Grundsätzlich wird öffentlich abgestimmt. Bei geheimer Beratung wird geheim abgestimmt. 

§  61bis Absätze 1 und 3 sollen lauten: 
1 Das elektronische Abstimmungssystem zählt und speichert die abgegebenen Stimmen bei jeder 
Abstimmung. Bei öffentlicher Stimmabgabe werden das Stimmverhalten der 
Ratsmitglieder und das Resultat auf Anzeigetafeln angezeigt und in einer Namensliste 

gespeichert. Bei geheimer Abstimmung wird nur das Resultat angezeigt und die Namen der 
Abstimmenden werden nicht gespeichert. 
3 Die Ergebnisse der Abstimmungen werden in Form einer Namensliste als Anhang zum 
Protokoll veröffentlicht. 

§  76 Absatz 1 soll lauten: 
1 Sämtliche Verhandlungen werden auf einem Tonträger gespeichert und in einem 
Wortprotokoll festgehalten. Die Audiodaten werden Dritten nicht abgegeben. Ist das 
Protokoll genehmigt, werden die Daten gelöscht. 
                                                      
1) BGS 121.1. 



  

 

§  77 Absatz 2 soll lauten: 
2 Die "Verhandlungen des Kantonsrates" werden jedem Ratsmitglied, dem Regierungsrat und 
den Medien periodisch zugestellt und können von jedermann abonniert werden. Sie werden im 
Rahmen von § 7bis Absatz 2 Kantonsratsgesetz vom 24. September 19892) im Internet 
publiziert. 
 
Im Übrigen Zustimmung zu Bericht und Antrag der Spezialkommission.  
 
Für die Redaktionskommission 
Präsidentin:  Aktuarin:  
Anna Rüefli Pascale von Roll 
 
 
Sprecher/in der Kommission: Anna Rüefli 

 
 
                                                      
2) BGS 121.1. 


